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Für Journalisten sind < 

gut dotierten Kommw 
kationsstellen der Bu 
desrãte der erste A 

sprechpartner für Intervie 
anfragen. Ein Interview e 
«Weltwoche» rnit Bundesrat U 
Ma11rer fãdelte gernãss NZZ e 
gegen dessen engstes UmfE 
ein, das zum Teil aus SVP-Le u t 
besteht. Für die Blocher-PreE 
gelten offenkundig besondE 
Spielregeln. (tga) --•cc:::��'ª�:::>"'""� 
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Am Donnerstag haben das Tes: 
ner und das Deutschschweiz 
Fernsehen ihre Tagesschau g 
tauscht. Und es darf festgeste 
werden, dass sich in der Foi 
die insbesondere von Bundesr 
A!aill'l !Berset beim Frühfranz 
sisch ins Spiel gebrachte «nati 
nale Kohãsion» spürbar verbE 
sert hat. (da.) 

«!eh mag die Schule»: Ob auf der Primarstufe zwei Fremdsprachen oder nur ei ne gelehrt werden soll, darüber gehen die Meinungen auseinander. Der politische Kampf mac 
auch vor Genussrnitteln ni.c 
halt. Als die SVP kürzlich v 

dern Hauptgebãude der U 
Bern Freibier an Studenten ve 
teilte, fanden das die Jungsozi 
listen eine Bieridee. Die Polit 
der Juso sei auch nüchtern b 
trachtet attralctiv, schrieb Jus' 
Alctivistin Tamara fu.miciei!o 
einer Medienmitteilung. U 
jene der SVP attralctiv zu finde 
müsse man schon ziemlich E 
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Der Sprachenstreit flammt erneut auf, nachdem etliche Deutschschweizer Kantone Franzõsisch auf di e hinteren Rãnge 
verweisen wollen. Welsche Kantone hoffen nun auf ein Eingreifen des Bundes. 

DENISE LACHAT 

BIER!\1. Die Zeichen stehen auf 
Sturm. Obwohl die Schweizerin
nen und Schweizer 2006 mit 
rekordhohen 86 Prozent einer 
Harmonisierung des nationalen 
Schulsystems zustimmten, sã
beln immer mehr Deutsch
schweizer Kantone am Franzõ
sischunterricht. Luzern und Nid
walden sind auf dem Weg zur 
Abschaffung von Franzõsisch in 
der Primarschule, im Thurgau 
und in Baselland sind entspre
chende Vorstéisse hãngig, und 
vor ein p aar Tagen entschied das 
Schaffhauser Kantonsparla
ment, zwei Fremdsprachen in 
der Primarschule seien zu viel. 
Der TI::end ist inzwischen so 
stark, dass die sonst zurückhal
tende frühere Direktorin der 
Schweizer Erziehungsdirekto
ren-Konferenz und heutige Che
fin des Bundesamts für Kültur, 
Isabelle Chassot, selber deut
liche Tane anschlug. So sagte sie 

Linke wehrt sich 
gegen Rentenabbau 
BIER!\1. Der Wurf des Bundesrates 
zur Reform der Altersvorsorge 
2020 ist aus linker Sicht lcein 
grosser. SP, Grüne und Gewerk
schaften begrüssen zwar, dass 
der Bundesrat erste und zweite 
Sãule gleichzeitig anpaclcen will, 
und loben einige Details. Die 
wichtigsten Eckpfeiler der Re
form lehnen sie aber ab. SP und 
Grüne machen in der Vernehm
lassung ldar, dass sie ohne einen 
Ausbau bei der AHV für eine 
Reforni d er beruflichen Vorsorge 
nicht zu haben sind. Avch leh
nen sie, wie der Gewerkschafts
bund, die Erhéihung des Renten
alters für Frauen auf 65 ab. (sda) 

Anzeige 

in e in em Interview mit «Le M atin 
Dimanche», der Bund würde in
tervenieren, falls der Franzéi
sischunterricht aus der Primar
schule der Deutschschweizer 
Kantone verschwinden sollte. 

Berset geht m Position 
Dieser Ansicht ist auch der 

Chef: Anfang dieser Woche be
stãtigte Kulturminister Alain 
Berset, d er wie Chassot aus dem 
zweisprachigen Kanton Freiburg 
starnmt, dass d er Bundesrat von 
seiner subsidiãren Kompetenz 
Gebrauch machen würde, falls 
sich die Kantone in der Frage 
nicht einigten. Tatsãchlich kann 
der Bund eingreifen, falls die 
Kantone ihre verfassungsmãs
sige Pflicht zur Gestaltung eines 
nationalen Bildungsraums mit 
gemeinsamen Eckwerten nicht 
von sich aus erfiillen. Bereits im. 
Februar schrieb der Bundesrat in 
seiner Antwort auf eine Interpel
lation des Walliser Nationalrats 
Mathias Reynard (SP), er sei 

überzeugt, dass das Erlernen ei
ner zweiten Landessprache ab 
der Primarschule für den natio
nalen Zusammenhalt von we
sentlicher Bedeutung sei. 

Für den Freiburger Stãnderat 
Urs Schwaller steht ausser Frage: 
«W er in der Schule keine soliden 
Grundlcenntnisse in Franzéisisch 
lernt, der lernt die Sprache spã
ter erst .recht nicht mehr». Für 
Englisch hingegen sei auch spã
ter noch Zeit, die Sprache sei 
ohnehin omniprãsent. DasArgu
ment der Kritiker, Englisch sei 
eben viel leichter zu lernen und 
motiviere di e Primarschüler dar
um besser, erscheint Schwaller 
reichlich kurios. Deutschschwei
zer seien auch nicht gerade mo
tiviert fürs Hochdeutsche, des
wegen werde der Unterricht 
noch lange nicht abgeschafft. Bei 
der Vorstellung einer Einrni
schung des Bundes zuckt der 
«Erzféideralist>> Schwaller aber 
zusamrnen. «Nein, das wãre 
falsch.» Im Grunde ticken alle 

welschen Kantone ausgespro
chen fõderalistisch, was für eine 
Minderheit in einem Land auch 
nicht verwunderlich ist. Bei der 
Sprachenfrage scheint das Mass 
des Ertrãglichen aber voll. 

Herzog: JEnglisch ffir alle 
Er habe schon vor Jahren 

Zweifel gehabt, dass die Kantone 
eine féideralistische Lõsung fin
den würden, sagt der Neuenbur
ger Stãnderat un d ehemalige Bil
dungsdirektor Didier Berberat. 
Nun zeige sich, dass die 
Deutschschweiz immer stãrlcer 
zu Englisch tendiere. Berberat 
erkennt darin eine einseitige 
Ausrichtung auf die Finanz-, Ver
sichenÍngs- und Informatik
branche, dabei brauchten die 
rneisten Deutschschweizer in ih
rern Beruf eher Franzéisisch als 
Englisch; und die Rornands 
brauchten ihrerseits Deutsch. 
Und: Wenn er vor die Wahl ge
stellt werde zwischen Féideralis
mus und nationalem Zusam-

Nationalrat Markus Hausammann (SVP/TG) befürchtet, die Bemühungen 
zur Reduktion der Lebensmittelverschwendung konnten im Sand verlaufen. 

MARINA WINDER 

IBIE�!\1. Das Bundesamt für Um
welt hat die Abfallsãcke der 
Schweizer durchwühlt und ist zu 
einern erschreckenden Ergebnis 
gekomm..en: Ein-Sechstel des In
halts wãre noch geniessbar ge
wesen. Insgesamt wird ein Drit
tel aller in der Schweiz produ
zierten Lebensmittel nicht ge
gessen, sondern endet irnAbfall
eimer. Massnahmen dagegen 
sind aufgegleist: Die beteiligten 
Kreise · treffen si eh am runden 
Tisch und diskutieren, wie das 
sogenannte «Food Waste»-Pro
blern der Schweiz in den Griff zu 
bekommen ist. Und auch in der 
Revision des Umweltgesetzes 
sind Schritte zur Redulction des 
Abfalls vorgesehen. 

«Zur Redulction von Lebensrnit
telverlusten» eingereicht. Die 
Forderung: Die Schweiz soll sich 
zum Ziel setzen, die Lebens
mittelvergeudung bis 2020 um 
30 Prozent zu reduzieren. Der 
Bund schafft dazu die Rahmen
bedingungen. 29 Parlamentarier 
haben ihre Unterschrift unter 
das Anliegen gesetzt. 

Hausammanns Ziel sei nicht 
die Verankerung eines weiteren 
Paragraphen. «Aber unter der 
Drohlculisse einer neuen Geset
zesvorlage werden vielleicht frei
willige Bemühungen vorange
trieben», sagt er. Darnit spricht 
der Landwirt neben den Konsu-

menten auch die Grossverteiler 
an. Einigten si eh di ese auf pefere 
Ansprüche an die Asthetik von 
Gemüse und Obst, müssten we
sentlich weniger Lebensmittel 
weggeworfen werden. 

Ein grfuJ.es .Alllllliegen? 
Mit seiner Motion fischt der 

Thurgauer Hausarnmann im 
Teich der Grünen. Im Hinblick 
auf die Nationalratswahlen 2015 
ist das sicher kein Fehler. Der 
zurückgetretene SVP-National
rat Peter Spuhler konnte im Kan
tan so viel Panaschierstirnmen 
auf sich vereinen wie kein ande
rer. Ohne diesé Stimmen von 
anderen Parteien dürfte es für 
die Thurgauer SVP schwer wer
den, ihre drei Sitze zu behalten. 

Do eh Hausarnrnann winlct ab: 

menhalt, dann ziehe er den Zu
sarnrnenhalt vor. 

Eine ganz an dere Ide e von Zu
sarnmenhalt schwebt der Thur
gauer SVP-Nationalrãtin Verena 
Herzog vor. Wenn überall in der 
Schweiz zuerst Englisch gelernt 
würde, hãtten · alle gleich Iange 
Spiesse und verstãnden sich 
gleich gut. Das twitterte sie denn 
auch, als Reynard in der Sen
dung «10 vor 10» franzéisisch 
sprach. Der Walliser schüttelt 
darüber d en Kopf. Ausgerechnet 
di e SVP, di e sich stets als Patriotin 
ausgebe, opfere eine Landes
sprache für Englisch. Herzog 
würde dafür gar auf die Barrilca
den steigen. Gegen ein «Bundes
dilctat», sagt sie, wehre sie sich 
mit einem Referendum oder ei
ner Vollcsinitiative für Englisch 
auf der Primai:stufe. Dadurch 
hãtten die Schüler melu: Zeit für 
Deutsch und Má.thematik. Fran
zõsisch kõnne an der Oberstufe 
unterrichtet werden, mit · héihe
rer Lektionenzahl. 

·nen auf der Lampe haben. (ek) 

Solidaritatsfonds 
für Verdingkinde 
1131E�N. Für die Opfer fürsorger 
scher Zwangsmassnahrnen se 
ein hauptsãchlich staatlich 1 
nanzierter Solidaritatsfonds eir 
gerichtet werden. Dies beschlo: 
der sogenannte runde Tisch 2 

diesem Thema an sein er viertE 
Sitzung, wie das Bundesamt fi 
Justiz gestern mitteilte. 

Über wie viel Geld dies1 
Fonds verfügen werde, stel: 
no eh nicht fest. Alle Opfer sollte 
einen einheitlichen Betrag erha 
ten. Aus Sicht des Gremiurr 
kõnnten die Opfer zudem zt 
satzlich Leistungen der Sozia 
versicherungen erhalten - etw 
Zahl.ungen d.er rv: (sda) 

Südanflüge: Schallschutz 
statt Entschãdigungen 
URS-PETER INDERBITZIN 

Sl.GAII.II.E!\1. Die Eidgenéissische 
Schãtzungskornrnission muss im 
Streit über die Südanflüge noch 
einrnal über die Bücher. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat 
in einem Pilotverfahren Anwoh
nern in Gockhausen bezie
hungsweise Dübendorf teilweise 
Recht gegeben, weil sie ungenü
gend vor schãdlichen Lãrmemis
sionen zwischen 6 UÚd 7 Uhr ge
schützt sind. 

Nach 1961 gibt es gM mchts 
Vor bald zehn Jahren reichten 

Eigentürner von Liegenschaften 
in Gockhausen/Dübendorf we
gen der neuen Südanflüge über 
ihre . Grundstücke Entschãdi
gungsbegehren bei der Flugha
fen Zürich AG ein. Di e Eidgenéis-

tungsgericht und erhielten nu 
teilweise Recht. Keinen Ar 
spruch auf eine Entschãdigun 
haben jene Grundeigentüme 
die ihre Liegenschaft nach der 
l. Januar 1961 gekauft haben. A 
diesem Zeitpunlct musste nãm 
lich die Allgemeinheit rnit Bela� 
tungen durch Fluglãrm in dE 
Umgebung von Landesflughãfe: 
rechnen. Das Bundesverwal 
tungsgericht hat nun entschie 
den, dass dies aus politische1 
Gründen selbst bei wesentliche 
Ãnderung des Betriebsregle 
ments auch im Bereich der ur 

· sprünglich nicht vorgesehene1 
Südanflüge gilt. 

Schallschutz priifen 
Jene Anwohner hingegen, di' 

ihr Grundstück vor 1961 erwor 
ben haben, kéinnen hoffer: 


